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Grüne Seiten
Das Abendland
als Kampfbegriff
Europa und seine christliche Prägung

In den letzten Monaten war viel 
vom „christlichen Abendland“ 
die Rede. Die Geschichte des Be-
griffs zeigt auf, wie schillernd das 
„Abendland“ ist. Jahrzehnte war 
es um dieses Wort still geworden. 
Er wurde in der Weimarer Re-
publik von nationalkonservativen 
Kräften besetzt. Der Kulturphi-
losoph Oswald Spengler schrieb 
1918 über den bevorstehenden 
„Untergang des Abendlandes“ 
und wurde damit zu einem der 
Vorläufer der nationalsozialisti-
schen Ideologie. In den fünfziger 
Jahren wurde es in Abgrenzung 
zum Ostblock genutzt. Dass in 
den letzten Jahren ausgerech-
net die rechtspopulistische Pe-
gida-Bewegung daran anknüpft, 
deren Kürzel für „Patriotische 
Europäer gegen die Islamisierung 
des Abendlandes“ steht, zeigt, wo-
ran sich diese Bewegung anlehnt. 
Befürchtet wird von ihr die „Isla-
misierung des Abendlandes“. Das 
Gegenmodell und Heilmittel soll 
dessen christliche Kultur sein. 
Diese hat auch einen zentralen 
Stellenwert in der Präambel des 
vor einigen Monaten beschlos-
senen Grundsatzprogramms der 
AfD: „Wir wollen die Würde 
des Menschen, die Familie mit 
Kindern, unsere abendländische 
christliche Kultur, unsere Sprache 
und Tradition in einem friedli-
chen, demokratischen und souve-
ränen Nationalstaat des deutschen 
Volkes dauerhaft erhalten.“ Alle 
immateriellen Güter, die in die-
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sem Satz aufgezählt werden, sind 
für sich genommen zustimmungs-
fähig und unterstützungswürdig: 
Menschenwürde, Familie, Be-
wahrung des kulturellen Erbes, 
Frieden, Demokratie, nationale 
Souveränität. Doch nichts davon, 
mit Ausnahme der Erwähnung 
der „abendländischen christlichen 
Kultur“, ist etwas spezifisch oder 
exklusiv Christliches, nichts da-
von steht per se im Widerspruch 
zum Islam. Was aber ist die spe-
zifisch abendländische christliche 
Kultur? 

Europas Zukunft aus 
christlichem Geist gestal-
ten schließt den Islam 
nicht aus, sondern ein! 
Es ist müßig, danach zu 
suchen. 

Selbst wenn wir feststellen, dass 
der überwiegende Teil Europas in 
zwei Jahrtausenden mehr als von 
allen anderen Religionen durch 
das Christentum geprägt wurde, 
so sind doch die zentralen Cha-
rakteristika solche, die entwick-
lungsoffen sind. Das, wenn man 
so will, typisch Christliche an Eu-
ropa ist anschlussfähig auch für 
einen religiös-weltanschaulichen 
Pluralismus, der zunehmend an 
die Stelle einer zumindest kultu-
rellen Dominanz des Christen-
tums tritt. Zum besten Erbe des 
Christentums gehören Humanität 
und Menschenwürde. Dazu ge-
hört eine prinzipielle Offenheit 
und Dialogfähigkeit. Man sehe 
nur auf Thomas von Aquin, der in 
der Lage war, arabische Quellen 
zu verarbeiten und so das Gedan-
kengut eines anderen kulturellen 
Ursprungs aufzunehmen und zu 
integrieren. Dazu gehört auch das 
soziale Denken und Handeln. Wir 
haben eine Sozialordnung verin-
nerlicht, in der derjenige, der Not 
leidet und Hilfe braucht, die Soli-
darität der anderen verdient. Man 
denke hier an große Sozialpersön-
lichkeiten wie schon im vierten 
Jahrhundert Martin von Tours. 
Besonders aufschlussreich ist da-
bei, dass sich das Solidarprinzip 

auch aus dem jesuanischen Gebot 
der Nächstenliebe speist: auch der 
ferne, der flüchtende oder sozi-
al abgehängte Mensch, kann der 
Nächste sein. Solidarität wird in 
der christlichen Sozialethik nicht 
einfach als die Forderung nach 
der Hilfe für andere konzipiert, 
sondern ist die Forderung, das 
Ganze im Blick zu behalten. Pa-
ter Oswald von Nell-Breuning 
hat das so formuliert: Wir sitzen 
alle in einem Boot und müssen 
entsprechend auch agieren. Das 
heißt, wir müssen erkennen, dass 
wir in engen Verflechtungen le-
ben und dass wir nicht so tun 
können, als seien die Probleme, 
die uns in Form von Migrations-
strömen oder islamistischem Ter-
ror erreichen, hausgemacht wären 
in den Ländern des Nahen und 
Mittleren Ostens, der arabischen 
Welt. In diesem Solidarprinzip 
sind Nächstenliebe und wohlbe-
dachtes Eigeninteresse eine Ver-
wandtschaft eingegangen, die es 
nicht hätte geben können, wenn 
die christliche Ethik schon mit 
der Festlegung der Evangelien 
abgeschlossen gewesen wäre. So 
sehe ich auch die Entwicklung in 
den Gesellschaften und Staaten 
Europas in ständiger Bewegung. 
Eine christliche Identität Euro-
pas, oder besser: eine christliche 
Identität in Europa, ist nichts 
Starres, Statisches, Unbeweg-
liches. Es ist  Nichts, dass wir 
durch Abschottung und Abwehr 
von fremden Einflüssen bewah-
ren oder konservieren könnten. 
Sie muss entwicklungsoffen und 
fähig sein, mit neuen Einflüssen 
und veränderten Rahmenbedin-
gungen umzugehen und sie nach 
Prüfung auch zu adaptieren. Ge-
gen die Unheilspropheten, gegen 
die Pessimisten in Kirche, Gesell-
schaft und Politik sage ich also ja 
zu einer sich so verändernden Ge-
sellschaft. Wir sollten mit Gott-
vertrauen und Gelassenheit, die 
auch zum Ethos des Christentums 
gehören, die Herausforderungen 
annehmen statt sie abzuwehren 
und dabei alle Menschen guten 
Willens einladen und mitnehmen. 

Das möchte ich exemplarisch an 
drei zentralen Herausforderungen 
aufzeigen: Demokratie, Religion, 
Europa. 

AfD als Herausforderer 
unserer Demokratie 

An dieser Stelle lohnt sich ein 
erneuter Blick in das eingangs 
erwähnte Grundsatzprogramm 
der AfD, einer noch ganz unein-
heitlich auftretenden politischen 
Sammlungsbewegung der Un-
zufriedenen dieser Tage. Noch 
kann niemand sagen, ob die AfD 
sich dauerhaft als politische Partei 
etablieren kann. Auch jetzt dür-
fen ihre im Grundsatzprogramm 
verdichteten Botschaften nicht auf 
die leichte Schulter genommen 
werden. Bei der Lektüre wird 
deutlich, wie groß das Misstrauen 
und wie entschieden die Kampfan-
sage gegenüber dem gewachsenen 
Gesellschafts- und Staatsmodell 
ist, in das so viele Spuren christ-
lichen Denkens eingegangen sind. 
Die AfD steht für Abgrenzung 
statt Öffnung, sie will spalten 
statt zu integrieren. Schon auf den 
ersten Seiten fällt auf: Die AfD 
lehnt das bestehende politische 
System ab. Sie stellt verschwö-
rungstheoretische Mutmaßungen 
an und Kernsätze des Grundge-
setzes zur Disposition. Sie will 
den Sozialstaat drastisch zurück-
bauen. Sie will in vielen Bereichen 
zurück in eine vermeintlich „gute 
alte Zeit“ und glaubt, man könne 
ungeliebte gesellschaftliche Ver-
änderungen durch politische Ent-
scheidungen aufhalten. Nur, weil 
es eine entlarvende Illustration 
der Verschwörungstheorien ist, 
zitiere ich hier eine Passage aus 
dem Kapitel über „Demokratie 
und Grundwerte“, die Beschrei-
bung der in den Augen der AfD 
degenerierten politischen Kultur 
in Deutschland: „Heimlicher Sou-
verän ist eine kleine, machtvolle 
politische Führungsgruppe in-
nerhalb der Parteien. Sie hat die 
Fehlentwicklungen der letzten 
Jahrzehnte zu verantworten. Es 
hat sich eine politische Klasse von 
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Berufspolitikern herausgebildet, 
deren vordringliches Interesse 
ihrer Macht, ihrem Status und 
ihrem materiellen Wohlergehen 
gilt. Es handelt sich um ein poli-
tisches Kartell, das die Schalthe-
bel der staatlichen Macht, soweit 
diese nicht an die EU übertra-
gen worden ist, die gesamte po-
litische Bildung und große Teile 
der Versorgung der Bevölkerung 
mit politischen Informationen in 
Händen hat. Nur das Staatsvolk 
der Bundesrepublik Deutschland 
kann diesen illegitimen Zustand 
beenden.“ Das hierin zum Aus-
druck kommende, indirekt sogar 
zum Volksaufstand animierende 
Misstrauen gegenüber den etab-
lierten Akteuren und Strukturen 
unserer Demokratie, der nach 
Josef Isensee „bescheidensten 
Staatsform der Weltgeschichte“, 
ist eklatant. Dem müssen wir et-
was entgegensetzen: Denn es ist 
ein hohes Gut, dass wir durch die 
gründliche Meinungsbildung in 
Parteien und Parlamenten, flan-
kiert von der kritischen Berichter-
stattung in den Medien und kon-
trolliert durch eine unabhängige 
Rechtsprechung, in verlässlicher 
und auch berechenbarer Weise 
politisch handlungsfähig sind. Es 
ist ein hohes Gut, dass wir durch 
politische Aushandlungsprozes-
se zu tragfähigen Kompromis-
sen kommen. Und als Kirchen-
vertreter sage ich ganz deutlich: 
Es ist besser, wenn wir in einem 
transparenten und fairen parla-
mentarischen Verfahren Kompro-
misse erzielen. Sie mögen uns als 
„kleineres Übel“ erscheinen im 
Vergleich zu vermeintlich beson-
ders „katholischen“ Gesetzen zum 
Preis der Unfreiheit. Zu unserem 
entwicklungsoffenen kulturellen 
Erbe gehört auch die Überein-
kunft zu demokratischer Willens-
bildung in der Zivilgesellschaft in 
Parteien und Parlamenten. Wir 
dürfen uns die Qualität der par-
lamentarischen Demokratie nicht 
schlechtreden lassen, sondern 
müssen diese Strukturen immer 
aufs Neue mit Leben füllen. Wie 
missbrauchsanfällig eine plebiszi-

tär gesteuerte politische Ordnung 
ist, hat uns spätestens die Bre-
xit-Kampagne in Großbritannien 
gezeigt, in der die Schwarzweiß-
malerei nicht bei groben Vereinfa-
chungen haltgemacht hat, sondern 
auch mit Verfälschungen und Ver-
zerrungen der Fakten gearbeitet 
wurde. Und ob präsidiale Demo-
kratien gegenüber populistischen 
Vereinfachungen wehrhaft sind, 
werden nicht zuletzt die bevorste-
henden Präsidentschaftswahlen in 
den USA und in Frankreich zei-
gen. In beiden Fällen blicken wir 
in den jeweiligen Wahlkämpfen 
angesichts aussichtsreicher Kan-
didaturen von Donald Trump und 
Marine Le Pen in Abgründe nati-
onalistischer Ressentiments.

Auch beim Umgang mit dem Is-
lam und mit Religion insgesamt 
wird deutlich, dass die AfD mit-
nichten kulturelle Traditionen 
fortführen will, sondern ein an-
deres Land und eine andere Ge-
sellschaft anstrebt. Es wird nicht 
allein der Islam angefeindet. Das 
Parteiprogramm ist durchzogen 
von einem generellen Misstrau-
en gegenüber Religionen. Wer 
den islamischen Religionsunter-
richt ablehnt, entzieht auch dem 
christlichen seine Legitimations-
basis. Die AfD legt die Axt an 
die Wurzel der bewährten reli-
gionsfreundlichen Ordnung in 
Deutschland. Fast zeitgleich zum 
Beschluss des Parteiprogramms 
hat der Sachverständigenrat deut-
scher Stiftungen für Migration 
und Integration in seinem Jah-
resgutachten dringend die insti-
tutionelle Integration des Islam 
empfohlen – als Aufgabe für den 
Staat und die muslimischen Ge-
meinschaften. Er spricht sich für 
die Beibehaltung und Ausschöp-
fung des bestehenden religions-
verfassungsrechtlichen Rahmens 
aus, der genügend Platz auch für 
andere Religionsgemeinschaften 
biete. Denn die Antwort auf reli-
giös-weltanschauliche Pluralisie-
rung in Deutschland muss und 
sollte nicht Neutralisierung und 
Laïzismus nach französischem 

Vorbild sein. Im Gegenteil: Für 
die Integration von Menschen an-
derer Religion ist die Glaubens-
verwurzelung der Gesprächs-
partner kein Nachteil, sondern 
ein Vorteil. Gerade überzeugte 
christliche Frauen und Männer 
können solche Dialoge führen. 
Die integrative Kraft von Reli-
gion kommt dann zum Tragen, 
wenn die Zugehörigkeit zur reli-
giösen Gemeinschaft auch die zur 
Gesellschaft fördert, indem sie 
zum Beispiel bürgerschaftliches 
Engagement aktiviert. Zugleich 
gibt es aber auch ein Potenzial re-
ligiöser Überzeugungen zu Aus-
grenzung und Abschottung – wir 
kennen dieses Phänomen von un-
terschiedlichen Glaubensgemein-
schaften. Wir müssen uns heute 
mehr denn je um die integrative 
Kraft und den Dialog der Reli-
gionen bemühen, von denen die 
Gesellschaft insgesamt profitie-
ren kann. Ich bin daher besonders 
dankbar, dass der Gesprächskreis 
„Christen und Muslime“ beim 
ZdK mit der anlässlich des Leip-
ziger Katholikentags publizierten 
Erklärung „Keine Gewalt im Na-
men Gottes! Christen und Musli-
me als Anwälte für den Frieden“ 
ein unmissverständliches Zeichen 
gesetzt hat. Diese Erklärung 
macht deutlich: Religion ist nicht 
das Problem, sondern Teil der Lö-
sung. 

Europa aufbauen

Teil der Lösung zu sein, das haben 
wir auch vom Prozess der europä-
ischen Integration erhofft. Dieser 
Prozess, der uns als unumkehrbar 
erschien, ist heute, mehr denn je 
in Frage gestellt. Über Jahrzehn-
te ging es stets in die Richtung 
einer immer engeren Verbindung 
der EU-Mitgliedsstaaten. Der 
Motor der europäischen Integra-
tion kam zwar manches Mal ins 
Stottern, aber er ist immer wie-
der angesprungen und fährt gut 
für viele. Doch welches Bild bie-
tet die Europäische Union in die-
sen Tagen? Nach dem Tiefschlag 
des Brexit müssen wir vorrangig 
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bemüht sein, den erreichten Sta-
tus Quo zu halten – die offenen 
Grenzen im Schengen-Raum, die 
gemeinsame Währung und nicht 
zuletzt den Verbleib der Staaten, 
in denen es wie in Großbritanni-
en anschwellende Kampagnen für 
ein Verlassen der Gemeinschaft 
gibt. Die Grundlage dafür ist und 
bleibt unsere Überzeugung, dass 
nur die europäische Einigung 
langfristig Frieden und Wohl-
stand ermöglicht.

Glaube doch niemandem, 
der die Rückkehr zu na-
tionalistischer Politik als 
Lösung preist – als ob 
sie überhaupt noch 
möglich sei!

Die Ausbildung des Nationalis-
mus im 19. Jahrhundert mit seiner 
Gleichsetzung von Volk, Kultur 
und Staat hat riesiges Elend über 
die Welt gebracht. Wir brauchen 
nicht weniger, sondern mehr Eu-
ropa! Oder, um auf Nell-Breuning 
zurückzukommen: Wir sitzen alle 
in einem Boot. Es ist dringend an 
der Zeit, die vollzogenen politi-
schen Integrationsschritte nun 
auch auf der Ebene der europäi-
schen Bürgerschaft nachzuvoll-
ziehen, die europäische Integrati-
on zu konsolidieren und zu verin-
nerlichen. Als christliche Frauen 
und Männer haben wir die Lo-
sung „mehr Europa“ immer schon 
mit der konkreten Selbstver-
pflichtung zu mehr Europa auch 
bei und durch uns verbunden. Es 
kommt auf viele kleine Beiträge 
an, dieses Europa mit Leben zu 
füllen, die Zugehörigkeit spürbar 
und erlebbar zu machen. Dazu 
gehören auch Klarheit in den 
europäischen Strukturen, eine 
Verfassung und die Kennzeichen 
einer Bundesstaatlichkeit. Ich 
selbst hatte in den vergangenen 
Monaten einige eindrucksvolle 
Begegnungen: die Teilnahme an 
der Verleihung des Karlspreises 
an Papst Franziskus in Rom. Der 
Papst vom anderen Ende der Welt 
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erinnerte uns Europäer an die 
Fähigkeiten, die Europas Stärke 
ausmachen: die Fähigkeit zum Di-
alog, zur Integration und zur Kre-
ativität. Hinzu kamen Gespräche 
mit unseren französischen Freun-
den von den SemainesSociales de 
France und mit den gleichfalls in 
Freundschaft verbundenen öster-
reichischen Partnerorganisatio-
nen des ZdK. Und mit einem drit-
ten Nachbarn in Europa, mit Po-
len, werden wir auf allen Ebenen 
unsere Partnerschaften gerade 
wegen der erheblichen aktuellen 
Abkühlung im europäisch-polni-
schen Verhältnis erneuern. Solche 
Begegnungen sind immer per-
sönlich bereichernd. Aus vielen 
kleinen Bausteinen entsteht das 
Mehr an Europa, das wir wollen. 
Ohne die persönliche Begegnung 
kann Europa nicht wachsen, bleibt 
das gemeinsame Haus Europa ein 
Kartenhaus, das den aktuellen 
Stürmen offensichtlich nicht trot-
zen kann.

Gerade im Austausch mit Polen 
waren es einzelne Persönlich-
keiten, die in den vergangenen 
50 Jahren die Aussöhnung und 
Freundschaft begründet haben. 
Ich nenne nur Tadeusz Mazo-
wiecki auf der polnischen und 
Bernhard Vogel auf deutscher Sei-
te. Wir sind nicht in der Situation 
der europäischen Gründerväter, 
die auf den Trümmern zweier 
Weltkriege begonnen haben, ein 
Europa wieder aufzubauen und 
zu einigen. Dennoch möchte ich 
hier an den Geist der Gründerge-
neration erinnern. Nicht zuletzt 
bei den Verhandlern der Römi-
schen Verträge 1957, Schumann, 
de Gasperi und Adenauer, war das 
ein christlich geprägter Geist. Er 
sollte uns ermutigen, angesichts 
der vielen Verwerfungen und 
Rückschläge nicht zu verzagen. 
Es geht bei Europa, es geht bei 
der Demokratie und beim Beitrag 
der Religionen zum Gemeinwohl 
darum, das Eigene, die christli-
che Identität und die abendländi-

sche Tradition, nicht in Abgren-
zung zu konstruieren, sondern 
sie als das zu begreifen, was die 
christlichen Traditionen im Kern 
meinen: Offenheit, Hilfe für Je-
dermann, Integration, Sozialver-
antwortung, Menschenwürde und 
ein Glaube, der nicht ausgrenzt, 
sondern sich öffnen kann für die 
anderen; der Stürme übersteht, 
weil er selbst fest wurzelt. Es geht 
um die Offenheit für Veränderun-
gen und das Vertrauen, dass unser 
religiös-kulturelles Erbe uns zu-
versichtlich in eine noch ungewis-
se Zukunft gehen lässt und dass 
Gott, auf den wir vertrauen, bei 
uns sein wird.
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